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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Österreichisches Institut für Bautechnik
Schenkenstraße 4
1010 Wien
per E-Mail: mail@oib.or.at
Wien, am 10. September 2014
Betrifft: 
GZ: OIB-300-001/14 und OIB-300-001/14-010;
Anhörungsverfahren für die überarbeiteten OIB-Richtlinien 1 bis 6 sowie geänderte Begriffsbestimmungen, Entwurf Juni 2014
Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Behindertenanwalt dankt für die Übermittlung der Entwürfe der geänderten OIB-Richtlinien 1 bis 6 sowie die geänderten Begriffsbestimmungen, Entwurf 2014, und nimmt dazu wie folgt Stellung:
I. Präambel

Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder Behinderteneinstellungsgesetz diskriminiert fühlen, sodass ausschließlich die geänderte OIB-Richtlinie 4 „Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit“ begutachtet wurde.
II. Grundsätzliche Überarbeitung
Angesichts der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, durch deren Ratifikation im Jahr 2008 die Verpflichtung zur Sicherstellung einer umfassenden Teilhabe von Menschen mit Behinderungen besteht, wird eine grund​sätzliche Überarbeitung der Richtlinie in drei Bereichen angeregt.
1. Verschlechterung der Fluchtchancen für Menschen mit eingeschränkter Mobilität
An einigen Stellen nimmt die OIB-Richtlinie 4 Verringerungen der Durchgangsbreiten von Fluchtwegen in Kauf. Es ist anzunehmen, dass diese Reduktion der zur Verfügung stehenden Fluchtquerschnitte zu einer nichtlinearen Personenverdichtung im Ernstfall führen würde. Ferner ist anzunehmen, dass die Verdichtung vor allem für Personen mit (physisch oder sensorisch) eingeschränkter Mobilität zu einer signifikanten Verschlechterung der Fluchtchancen führen, darüber hinaus ein erhöhtes Verletzungsrisiko bergen könnte. Es erscheint daher – ohne die Fluchtdynamik von Personen mit eingeschränkter Mobilität im Kontext eines hohen Personenaufkommens a priori evaluiert zu haben – ungerechtfertigt, Reduktionen an Fluchtwegsbreiten vorzunehmen.

2. Sprachliche Unschärfen, welche zu Inkongruenzen mit bestehenden Normen führen

In manchen Punkten übernimmt die OIB-Richtlinie 4 Konzepte oder Kriterien aus der ÖNORM B1600. Die fehlende sprachliche Präzision führt jedoch stellenweise zu ungünstigen Mehrdeutigkeiten. Um barrierefreies Bauen auch für PlanerInnen zu vereinfachen, ist auf eine größtmögliche konzeptuelle Konsistenz in den einschlägigen Richtlinien zu achten. Die betroffenen Punkte wurden daher im Folgenden gem. der aktuell gültigen ÖNORM B1600, Fassung 2013 angepasst.

3. Abgestufte Anforderungen in Abhängigkeit zur Gebäudeklasse

Aus der Sicht des Behindertenanwaltes stellt die Klassierung in „barrierefreie Gebäude“, „anpassbarem Wohnbau“ und „nicht barrierefreien Gebäuden“ im Lichte der UN-Behindertenrechtskonvention, welche auch für die Länder bindend ist, eine diskriminierende Vorgehensweise dar. Sie impliziert, dass es Gebäude gäbe, welche für Menschen mit Behinderungen a priori nicht zugänglich sein müssen. 
Diese Annahme ist nicht nachvollziehbar, der Behindertenanwalt regt daher an, die Klassierung zugunsten genereller Barrierefreiheit in Neubauten aufzugeben. Darüber hinaus wird bemerkt, dass nach einschlägigen Studien bei Neubauten die Her​stellung der Barrierefreiheit während des Baus gemessen am gesamten Bauvolumen vernachlässigbare Kosten verursacht. Im Falle des anpassbaren Wohnbaus ist davon auszugehen, dass die nachträgliche Anpassung jedenfalls als kosten​intensiver zu beurteilen sein dürfte, als die Barrierefreiheit bereits beim Neubau zu berücksichtigen.
III. Anregungen zu Detailregelungen in der OIB-Richtlinie 4
Ad 2.2.1:

Der Terminus „Das Längsgefälle darf höchstens 10 % betragen.“ sollte durch „Das Längsgefälle einer Rampe zum Zwecke der Erschließung für RollstuhlnutzerInnen darf unbeschadet ihres Aufstellungsortes maximal 6 % betragen.“ ersetzt werden.
Ad 2.4.1:

Es wird angeregt, die ersten vier Kriterien der Einschränkungen zu streichen, sodass lediglich bei Schutzhütten in Extremlage sowie bei Nebengängen eine lichte Durch​gangsbreite von 1,00m genügen darf. Im Übrigen wird auf die Ausführungen in Pkt. 3 (II. Grundsätzliche Überarbeitung) verwiesen.
Ad 2.4.2:
Ein Widerspruch besteht hinsichtlich der Wortfolge „Diese Anforderungen gelten sinngemäß auch für Podeste und Rampen.“ und dem Pkt. 2.2.1, da lt. 2.4.2 Rampen in einer Breite von 0,9m bzw. 0,6m möglich erscheinen, welche aufgrund der geringen Breite für Menschen, die auf die Benützung eines Rollstuhls angewiesen sind, nicht nutzbar wären.

Ad 2.4.3:
Die feinere Skalierung der Fluchtwegsbreite in Relation zum Personenaufkommen führt in den meisten Fällen zu engeren Fluchtwegen. Im Übrigen wird auf die Ausführungen in Pkt. 1 (II. Grundsätzliche Überarbeitung) verwiesen. 
Ad 2.8.4:
Es wird angeregt, das Wort „leicht“ entsprechend der ÖNORM B1600:2013 Anhang D zu definieren. Beispielsweise wäre folgende Formulierung anzudenken: „Dabei darf die Kraft zum Betätigen des Türöffnungsmechanismus 30N und die Kraft zum Öffnen des Türblattes 25N nicht übersteigen.“

Ad 2.9.1:
Die angesprochenen Türen sollten im Regelbetrieb für Menschen mit Behinderungen nicht nur leicht bedienbar, sondern auch leicht erkennbar sein. Ebenso sollten  Bügelgriffe mit einem Kontrast k > = 0,5 ausgestattet sein.
Ad 2.10:
Es wird angeregt, eine Mindestanzahl von barrierefreien Stellplätzen, wie in der ÖNORM B1600:2013 Anhang B.4 enthalten, vorzusehen:

„2.10.7: Werden Parkflächen, Einstellplätze oder Garagen mit mehr als 5 Stellplätzen geschaffen, sollte für die ersten 30 Stellplätze mindestens ein barrierefreier Stell​platz, für weitere je 30 angefangene Stellplätze ein weiterer barrierefreier Stellplatz bereitgestellt werden.“

Ad 4.2.4:
Der referenzierte Pkt 4.1.4 existiert nicht. Vermutlich dürfte es sich um einen Redaktionsfehler handeln und der Pkt. 4.2.3 gemeint sein. 

Ad 5.1.3:
Es wird angeregt, die Wortfolge „bei denen Aufprallunfälle zu erwarten sind“ zu streichen, um die Planungssicherheit zu gewährleisten.
Ad 7.5.2:
Unter Beachtung des Mehrsinneprinzipes sollte die Wortfolge folgendermaßen lauten: „[…] müssen Erschließungsflächen im Gebäude und die dem Gebäude zugeordneten Außenerschließungsflächen mit taktilen und visuellen oder akustischen Leitsystemen ausgestattet werden […]“.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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